
besondere für die Festigung des Vertrauens der Bevöl­
kerung zur Arbeit der Staatsanwaltschaft, und es soll 
auch nicht übersehen werden, daß die §§ 100, 101 StPO 
in der Vergangenheit nicht immer genau beachtet 
wurden. Das kann aber kein Grund sein, um ein- und 
dieselbe Bestimmung in zwei verschiedenen Gesetzen 
inhaltlich gleichlautend festzuhalten. Wenn eine wich­
tige Rechtsnorm in der Praxis der staatsanwaltschaft- 
lichen Arbeit wenig beachtet wird, dann ist es nicht 
Aufgabe der Gesetzgebung, sie von neuem zu formu­
lieren, sondern die Aufgabe kann nur darin bestehen, 
daß die Leitung der Staatsanwaltschaft auf die Beach­
tung und Einhaltung dieser Bestimmung durch Rund­
verfügungen des Generalstaatsanwalts, in Arbeits­
tagungen usw. hinweist und die Arbeit der Staats­
anwälte in dieser Hinsicht besonders kontrolliert. 
Deshalb sollte m. E. § 26 als überflüssig weggelassen 
werden, zumal der Entwurf des § 17 Ziff. 2 ohnehin 
schon die Überwachungspflicht des Staatsanwalts mit 
dem Ziel festlegt, daß „. . . kein Bürger durch Unter­
suchungsmaßnahmen ungesetzlich in seinen Rechten be­
schränkt . . . wird“.

Ähnlich verhält es sich mit § 22 Abs. 1 des Entwurfs, 
in welchem die Rechte des Staatsanwalts als Leiter des 
Ermittlungsverfahrens dargelegt werden2). Im wesent­
lichen wird auch hier nur noch einmal etwas breiter 
wiederholt, was bereits die §§ 97 und 163 Ziff. 3 StPO 
gesetzlich regeln. Es wäre viel besser, nicht noch ein­
mal diese R e c h t e  des Staatsanwalts. bei seiner Auf­
sicht gegenüber den Untersuchungsorganen festzulegen, 
sondern hervorzuheben, daß seine Rechte zugleich 
Pflichten beinhalten, denen in der Vergangenheit oft 
nur formal nachgekommen wurde. Diese Bestimmung 
in der staatsanwaltschaftlichen Ordnung müßte des­
halb m. E. die V e r p f l i c h t u n g  des Staatsanwalts 
formulieren:

1. den Untersuchungsorganen konkrete Weisungen 
insbesondere zur Beschleunigung der Durchführung 
von Ermittlungsverfahren, in denen der Beschuldigte 
in Haft genommen wurde, zu erteilen,

2. in besonders schwerwiegenden und komplizierten 
Verfahren an den Untersuchungen teilzunehmen sowie 
in besonders bedeutenden Fällen die Untersuchungen 
persönlich zu führen,

3. bei Rückgabe ungenügend ermittelter Strafsachen 
an das Untersuchungsorgan genaue Anweisungen in 
den Akten schriftlich niederzulegen, welche weiteren 
Untersuchungen noch zu führen sind.

Eine solche Bestimmung würde sowohl Rechte als 
auch Pflichten des Staatsanwalts begründen. Dagegen 
bleibt die Fassung des § 22 des Entwurfs von Anfang 
bis Ende nur eine Kannvorschrift, die keine konkrete 
Verpflichtung des Staatsanwalts enthält und somit 
kaum Grundlage einer verbesserten Arbeit des Staats­
anwalts bei der Leitung des Ermittlungsverfahrens zu 
werden verspricht.

§ 21 des Entwurfs legt die Pflicht des Staatsanwalts 
fest, die Notwendigkeit der Fortdauer einer angeordne­
ten Untersuchungshaft ständig zu überprüfen. Diese 
Pflicht ergibt sich bereits aus § 146 StPO. Neu und von 
großer Bedeutung für die Einhaltung der demokra­
tischen Gesetzlichkeit bei Inhaftierungen ist jedoch, 
daß der Staatsanwalt — was bisher in der Praxis nicht 
üblich war — in den Akten schriftlich zu begründen 
hat, ob und warum die Fortdauer der Untersuchungs­
haft geboten ist. Dennoch erscheint die Formulierung, 
„ständig“ zu überprüfen, zu allgemein gehalten. Jedes 
Ermittlungsverfahren ist gern. § 107 StPO in einer be­
stimmten Bearbeitungsfrist abzuschließen. Ist der 
Beschuldigte in Untersuchungshaft genommen worden, 
so hat der Staatsanwalt von vornherein die Voraus­
setzungen des § 141 StPO geprüft und die Inhaftierung 
für die Dauer der festgesetzten Frist als notwendig * 1

2) § 22 Abs. 1 lautet:
„Im Rahmen seiner Aufsichtspflicht kann der Staatsanwalt

1. den Untersuchungsorganen Weisungen mit Bezug auf die 
Führung der Untersuchung und auf die Art der zu treffen­
den Sicherheitsmaßnahmen (Festnahme, Beschlagnahme, 
Durchsuchung) geben sowie die Fahndung nach flüchtigen 
Verbrechern anordnen;

2. an der Untersuchung von strafbaren Handlungen teilnehmen 
und in jedem beliebigen Falle die Untersuchung persönlich 
führen;

3. ungenügend ermittelte Strafsachen mit bestimmten An­
weisungen an die Untersuchungsorgane zur weiteren Er­
mittlung zurückgeben.“

erachtet. Werden während der fristgemäßen Bearbei­
tung Tatsachen bekannt, durch welche die Voraus­
setzungen des § 141 StPO fortfallen, so muß selbstver­
ständlich sofort die Haftentlassung des Beschuldigten 
angeordnet werden. Im Regelfall wird jedoch die 
Untersuchungshaft entweder bis zur abschließenden 
Entscheidung des Untersuchungsorgans und Übergabe 
der Akten mit Schlußbericht an den Staatsanwalt oder 
aber mit Antrag des Untersuchungsorgans auf Frist­
verlängerung andauern. Beides ist konkreter Anlaß zur 
Überprüfung der Fortdauer der Untersuchungshaft. 
Das sollte aber auch in der Ordnung über die Aufsicht 
der Staatsanwaltschaft festgehalten werden, indem § 21 
des Entwurfs etwa folgendermaßen erweitert wird:

„Die Pflicht des Staatsanwalts zur Prüfung und 
schriftlichen Begründung der notwendigen Fortdauer 
der Untersuchungshaft besteht insbesondere dann, 
wenn

1. die Genehmigung zur Überschreitung der Bear­
beitungsfrist an das Untersuchungsorgan erteilt oder 
von dem übergeordneten Staatsanwalt eingehol’t 
werden soll,

2. die abschließende Bearbeitung durch das Unter­
suchungsorgan und von dort die Übergabe der 
Akten an den Staatsanwalt erfolgt ist.

Im übrigen hat eine Überprüfung mindestens 
monatlich einmal zu erfolgen.“

*

Die Aufsichtspflicht des Staatsanwalts über die 
Gesetzlichkeit und Begründetheit der von den Straf­
gerichten erlassenen Urteile und Beschlüsse nimmt im 
Entwurf der Ordnung keinen allzu breiten Raum ein. 
Die Mitwirkung des Staatsanwalts im Strafverfahren 
ist ja auch ausführlich in der StPO geregelt worden. 
Dennoch würden m. E. einige konkrete Vorschriften 
für die Tätigkeit des Staatsanwalts in der Strafrechts­
praxis dazu dienen können, bestimmte grundsätzliche 
Schwächen in der bisherigen Arbeit schneller zu über­
winden.

Das Recht des Staatsanwalts, Anklage zu erheben 
und sie vor Gericht zu vertreten (§ 30 Ziff. 1), gegen 
unbegründete oder ungesetzliche Entscheidungen der 
Gerichte Rechtsmittel einzulegen und zu vertreten 
(§ 30 Ziff. 3), an allen Gerichtsverfahren teilzunehmen 
und sich mündlich oder schriftlich dem Gericht gegen­
über zu äußern (§ 31), das Kassationsrecht des General­
staatsanwalts (§ 32) und die Möglichkeit der Aus­
setzung der Strafvollstreckung bei Stellung eines Kassa­
tionsantrages (§ 35) sowie das Recht des Generalstaats­
anwalts, allgemein geltende Richtlinien beim Obersten 
Gericht zu beantragen (§ 36) — das alles ist für die 
Strafrechtspraxis nichts Neues und wird in verschiede­
nen gesetzlichen Bestimmungen der StPO, des StAG 
und des GVG bereits geregelt. Ebenso bringt der Ent­
wurf in § 33 über das Recht der Aktenanforderung 
beim Gericht und in § 34 über die Pflicht der Prüfung 
von Kassationsanregungen der Bürger keine besondere 
Erweiterung oder Konkretisierung der Rechte und 
Pflichten des Staatsanwalts. Daß diese Bestimmungen 
überhaupt in die Ordnung über die staatsanwaltschaft- 
liche Aufsicht aufgenommen werden sollen, ist nur da­
mit zu begründen, eine einheitliche Systematik, eine 
Zusammenfassung der Grundsätze der staatsanwalt­
schaftlichen Aufsicht über alle gerichtlichen Entschei­
dungen im Zivil- und Arbeitsrechtsverfahren wie auch 
im Strafverfahren zu erhalten.

Diesen Bestimmungen im Kapitel IV des Entwurfs 
ist § 29 vorangestelit, der die Pflicht des Staats­
anwalts festlegt, „die Aufsicht darüber auszuüben, daß 
die Gerichtsentscheidungen dem Gesetz entsprechen 
und mit den vom Gericht festgestellten Tatsachen über­
einstimmen“. Wenn auch die Praxis der staatsanwalt­
schaftlichen Arbeit in zunehmendem Maße darauf 
hinsteuert, eine generelle Aufsicht über die gesamte 
Rechtsprechung der Gerichte auszuüben, so ist doch 
bisher eine gesetzliche Pflicht dazu in konkreter Form 
nirgends festgelegt worden (mit Ausnahme von § 19 
StAG; aber auch dort wird eine direkte Pflicht des 
Staatsanwalts zur Überwachung der richtigen und ein­
heitlichen Gesetzesanwendung durch die Gerichte 
nicht ausgesprochen). Dem § 29 des Entwurfs kommt 
insofern eine große Bedeutung zu, weil er die Pflicht 
des Staatsanwalts zur Gerichtsaufsicht und damit seine
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